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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 55 FREITAG, DEN 27. DEZEMBER 2002

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Hausbruch 38 für den Geltungs-
bereich zwischen Schanzengrund, Bredenbergsweg und
Altwiedenthaler Höhe (Bezirk Harburg, Ortsteil 717), wird
festgestellt. 

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: 

Schanzengrund – Südostgrenzen der Flurstücke 1968 (Schan-
zengrund), 5456 und 4298, über das Flurstück 1499, Südost-
grenze des Flurstücks 4298, Westgrenzen der Flurstücke 4298
und 4299, über das Flurstück 1415, Nordgrenzen der Flur-
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Verordnung

über den Bebauungsplan Hausbruch 38 

Vom 13. Dezember 2002

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBl. I 1997 S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am 
23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850, 2852), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), 
§ 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hamburgischen Bauordnung vom
1. Juli 1986 (HmbGVBl. S. 183), zuletzt geändert am 14. Mai
2002 (HmbGVBl. S. 76), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), § 9 Absatz 4 des Hambur-
gischen Abwassergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 258, 280) sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Num-
mer 2, § 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe c der Weiter-
übertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl.
S. 134) wird verordnet:
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stücke 4299 und 2775, über das Flurstück 1468, Nordgrenze
des Flurstücks 1468, Westgrenzen der Flurstücke 2755 und
1441, Nordgrenze des Flurstücks 1441, Nordwestgrenze des
Flurstücks 6046 der Gemarkung Neugraben – Altwiedenthaler
Höhe – Ostgrenze des Flurstücks 2808, Ost- und Südgrenze 
des Flurstücks 1464, Ostgrenze des Flurstücks 6053 der
Gemarkung Neugraben. 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich sind 
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und 

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften: 

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach der Baufreistellungsverord-
nung vom 5. Januar 1988 (HmbGVBl. S. 1), zuletzt ge-
ändert am 21. Januar 1997 (HmbGVBl. S. 10, 11), eine Ge-
nehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung zum
Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf
nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder
im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das
Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschicht-
licher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmi-
gung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt
werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch
die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird. 

2. Bei der Berechnung der Geschossfläche sind die Flächen
von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschossen
einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume
und einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechnen.

3. Auf den mit „A“ bezeichneten Flächen kann die festge-
setzte Grundfläche beziehungsweise Grundflächenzahl für
Nutzungen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 der Baunutzungsver-
ordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I 
S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466,
479), um bis zu 100 vom Hundert (v. H.), auf den mit „B“
bezeichneten Flächen um bis zu 150 v. H. und auf den mit
„C“ bezeichneten Flächen um bis zu 200 v. H. überschritten
werden.

4. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Mauervor- und
Mauerrücksprünge, Wintergärten, Erker, Balkone, Loggien
und Sichtschutzwände kann bis zu 2 m zugelassen werden.

5. Auf den mit „D“ bezeichneten Flächen sind für die Außen-
wände der Gebäude bei der Verblendung mit Vormauer-
steinen rote Ziegelsteine und bei Putzbauten helle Farb-
töne zu verwenden. Nebengebäude und Garagen sind dem
Hauptgebäude gestalterisch anzupassen.

6. Zur Erschließung der rückwärtigen Grundstücksteile sind
gemeinsame Grundstückszufahrten vorzusehen. 

7. Die Erschließung der innerhalb der Waldflächen liegen-
den Wohnbebauung auf den Flurstücken 1468, 4298 und
6182 der Gemarkung Neugraben sowie der Wohnbebau-
ung auf dem Flurstück 6183 ist nur über die vorhandenen
Zufahrten vorzusehen.

8. In den Wohngebieten ist je Grundstück ein großkroniger
oder zwei kleinkronige Bäume zu pflanzen.

9. Für die zu erhaltenden Bäume und Sträucher sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass der
Umfang der Gehölzpflanzung erhalten bleibt; je angefan-
gene 25 cm Stammumfang ist ein neuer Baum zu pflanzen. 

10. Für Baum- und Strauchpflanzungen sind standortgerechte,
einheimische Laubgehölze zu verwenden. Im Kronenbe-
reich jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von
mindestens 12 m2 anzulegen. Großkronige Bäume müssen
einen Stammumfang von mindestens 16 cm, kleinkronige
Bäume einen Stammumfang von mindestens 14 cm, jeweils
in 1 m über dem Erdboden gemessen, aufweisen. 

11. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen und
zulässigen Grundstückszufahrten sind Geländeaufhöhun-
gen oder Abgrabungen, Nebenanlagen, Geh- und Fahr-
wege sowie Stellplätze im Kronenbereich festgesetzter
Bäume unzulässig. 

12. Dächer von Nebengebäuden, Garagen sowie Schutzdächer
von Stellplätzen (Carports) sind mit einem mindestens 
8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu ver-
sehen und zu begrünen. 

13. Pergolen und Stützen von Carports sind mit Schling- oder
Kletterpflanzen zu begrünen.

14. Das von privaten Grundstücken und von Dachflächen
abfließende Niederschlagswasser ist auf den jeweiligen
Grundstücken zur Versickerung zu bringen. 

15. Auf den privaten Grundstücken sind Fahr- und Gehwege
sowie ebenerdige Stellplätze in wasser- und luftdurchläs-
sigem Aufbau herzustellen. 

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Be-

bauungspläne aufgehoben. 

Hamburg, den 13. Dezember 2002.

Das Bezirksamt Harburg


